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Frühzeitige Bürgerbeteiligung zum Entwurf des B-Planes VII -276








Sehr geehrte Damen und Herren, 





ich habe Einsicht in die ausgelegten Unterlagen genommen und möchte dazu folgendes bemerken:





Ich lebe als Familienvater mit zwei Kindern (3 und 5 Jahre) im Kiez um den Stuttgarter Platz. Aufgrund meines Einkommens, meiner Ausbildung und meiner sozialen Stellung betrachte ich mich als einen im Sinne der Stadtentwicklungspolitik gern gesehenen Anwohner: Jedenfalls aus der Sicht der „Sonntagsreden“. Durch o.g. Bauvorhaben muß ich meine Wohnortwahl grundsätzlich in Frage zu stellen, denn die Wohn- und Lebensqualität für mich und meine Familie wird durch das o.g. Bauvorhaben auf eine Weise beeinträchtigt, die mich zur Abwanderung zwingen würde. Was mich im besonderen empört ist der Umstand, dass diese meine Belange, für die ich ja weiß Gott nicht alleine stehe, in den dokumentierten Überlegungen nicht nur keine Rolle spielen, sondern geradezu mit den Füßen getreten werden.





Dies betrifft im Einzelnen folgende Umstände:





Die Verkehrssituation. Bisher ist keine Unterrichtung der Bürger über die Auswirkungen des Vorhabens auf den Verkehr erfolgt. Es wird  zu einer erheblichen Zunahme des ohnehin starken Verkehrs führen. Wie hoch ist zur Zeit die Verkehrsbelastung durch Kfz und LKW an der Kaiser-Friedrich/Lewishamstr.  sowie am westlichen und östlichen Teil des Stuttgarter Platzes? Mit welchen Veränderungen ist durch den Bau der Tiefgaragen,  des großflächigen Einzelhandels etc.pp zu rechnen? Wurden Gutachten in Auftrag gegeben? Wo kann ich diese einsehen? Ich rechne damit, dass es durch die ungeliebten aber geplanten Tiefgaragen mit einer erheblichen Zunahme des Parkplatz-Suchverkehrs kommen wird sowie zu einer erheblichen Zunahme des LKW-Verkehrs durch die Anlieferung des Einzelhandels. Der von meinesgleichen gerne genutzte Kinderspielplatz am Westende des Stuttgarter Platzes würde dadurch seine Attraktivität verlieren: Denn Verkehr bedeutet Lärm, Emissionsbelastung und Unfall-Gefährdung insbesondere der Kinder! Wurden von Bezirksseite Kinderärzte und Sozialpädagogen befragt, um die Planung diesbezüglich bürgerverträglich voranzutreiben?


Besorgniserregend empfinde ich die geplante Umwidmung der Fläche vom allgemeinen Wohngebiet zum Kerngebiet. Unter anderem würde dies bedeuten, dass dem am Stuttgarter Platz ohnedies schon in einem schwer erträglichen Ausmaß vertretenen Rotlicht- und Import/Export-Gewerbe weiterer Raum gewährt werden würde – mit allen negativen Konsequenzen wie zunehmende Kriminalität (Drogenhandel, Geldwäsche, Menschenhandel etc.pp) Das schreckt mich als Vater ab. Durch das geplante Billigklasse-Hotel ist doch mit einer Belebung des Rotlichtmilieus zu rechnen! Durch welche Maßnahmen dokumentiert der Bezirk, dass er diese Entwicklungen durch das Bauvorhaben tatsächlich verhindern möchte? 


 Welche Auswirkungen hat das Abholzen des Baumbestandes am Stuttgarter Platz sowie die Errichtung des Gebäuderiegels auf das Mikroklima (Sauerstoffversorgung, Luftzirkulation, Ozon- und Abgasbelastung etc.pp) Durch welche Gutachten kann der Bezirk nachweisen, dass er diesbezüglich die Interessen der Anwohner bei seinen Planungen berücksichtigt hat?


Das Bauvorhaben ist nur durch den Verkauf und Kauf von Grundstücken realisierbar. Diese befinden sich zur Zeit in öffentlichem Besitz bzw. im Besitz der Deutschen Bahn AG, die ja aber aktienmäßig in staatlicher und damit auch öffentlicher Hand befindet. Inwieweit dient es Bürger-Interessen, dass durch den Grundstückhandel und die dabei zu realisierenden Preise unter Investoren- und damit Rendite-gesichtspunkten  Fakten geschaffen werden, die dann zu den Verwertungszwängen führen, die ganz offensichtlich die gesamte Planung bestimmen (Umfang der zu bauenden Bruttogeschossfläche, Auswahl der infragekommenden Mieter etc.pp)


Ich bemängele den Umgang des Bezirkes mit mir als Bürger bei der Planung und Umsetzung des Bauvorhabens: ich werde das Gefühl nicht los, dass hier eine von Unterlassen geprägte Informationspolitik betrieben wird mit dem Ziel, mich vor vollendete Tatsachen zu stellen. Bitte teilen Sie mir mit, wo und bis wann ich die hier angefragten Informationen vom Bezirk erhalten kann. Eine weitere Übergehung meines Informationsinteresses bin ich nicht bereit hinzunehmen.








Mit freundlichen Grüßen











  


























